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WAHLPROGRAMM / Teil 2

Veltroni setzt auf Modernisierung
Zwölf Punkte, um das Land zu erneuern – Bonus von 2500 Euro für das erste Kind

Rom (mit) – Zwölf Punkte, um
Italien zu erneuern. Der Pre-
mierkandidat der Demokrati-
schen Partei (PD), Walter Vel-
troni, hat diese Woche das
Wahlprogramm vorgestellt, mit
dem er die Parlamentswahlen
Mitte April zu gewinnen hofft.
Von den Infrastrukturen für
den Süden über die Senkung
des Steuerdrucks bis zur öf-
fentlichen Sicherheit. Nachste-
hend die Punkte des PD-Ma-
nifests.

1. Infrastrukturen
„Italien zu modernisieren,

bedeutet auf umweltverbind-
liche Infrastrukturen zu setzen.
Italien muss die Verspätung
aufholen“, heißt es im Wahl-
programm. Die PD will auf
umweltfreundliche Strukturen
zur Stromerzeugung, auf Gas-
werke und auf ökologische
Müllverbrennungsanlagen set-
zen.

2. Süditalien
„Das Wachstum Süditaliens

zu fördern, bedeutet Italien zu
fördern”, lautet Veltronis Slo-
gan. Die PD stemmt sich gegen
die Verzettelung der Fonds für

den Mezzogiorno auf unzählige
Projekte.

3. Öffentliche Ausgaben
Die Staatsausgaben müssen

streng unter Kontrolle gehalten
werden. „Unter der Regierung
von Silvio Berlusconi sind die
Staatsausgaben deutlich ge-
wachsen. Das Kabinett Prodi
hat dagegen die öffentlichen
Bilanzen saniert. Wir wollen
diesen Weg fortsetzen. Unser
Slogan lautet: besser ausgeben,
weniger ausgeben“, so Veltroni

4. Steuersenkung:
„Weniger zahlen, alle zah-

len“. Die PD setzt verstärkt auf
Kampf gegen die Steuerhinter-
ziehung, um den Steuerdruck
zu reduzieren.

5. Beschäftigung
der Frauen

Die Demokratische Partei
verspricht massive Investitio-
nen, um die Beschäftigungsrate
der Frauen zu erhöhen, die die
niedrigste im EU-Raum ist. Die
Beschäftigung unter den Frau-
en zu steigern, bedeute, auch
die Familie zu fördern.

6. Mietwohnungen
Veltroni will die Zahl der

Mietwohnungen erhöhen, eine
Maßnahme, von dem vor allem
junge Paare profitieren sollen.
700.000 Sozialwohnungen will
die PD bauen, die zu einem
Mietpreis zwischen 300 und
500 Euro monatlich auf den
Markt kommen sollen.

7. Kindergeld

Italien bleibt das EU-Land
mit der niedrigsten Geburten-
rate. Um eine Trendwende zu
ermöglichen, will die PD Fa-
milien einen Bonus von 2500
Euro für das erste Kind und
finanzielle Unterstützung für
Kindergärten gewähren.

8. Universität

„Mehr Qualität in der Uni-
versität“, lautet Punkt acht im
Wahlprogramm der Demokra-
tischen Partei. Bis 2010 will die
Gruppierung die Förderungs-
mittel für die Universitäten
deutlich erhöhen. „Die Gesell-
schaft muss die Talente der ita-
lienischen Jugend fördern und
verwerten“, meint Veltroni.

9. Unsichere Jobs
Kampf gegen unsichere Ar-

beitsplätze. Man wolle einen
garantierten Mindestlohn von
monatlich 1000 Euro sichern.

10. Öffentliche Sicherheit

„Die Italiener haben das
Recht, sich in ihren eigenen
Städten sicher zu fühlen.“ Da-
her will die Partei den öffent-
lichen Sicherheitskräften mehr
Geld zur Verfügung stellen.

11. Justiz

„Bürger, die wegen Ver-
strickungen mit dem organi-
sierten Verbrechen oder Kor-
ruption verurteilt worden sind,
dürfen keine Kandidaturen
mehr einreichen“.

12. Innovation

Italien kann ohne massive In-
vestitionen im Bereich Innova-
tion nicht modernisiert werden,
heißt es im PD-Programm.

*
Teil 1 der Wahlprogramme

(Berlusconi) erschien am 1.
März. 

Walter Veltroni will
Italien moderniseren
und verspricht
gleichzeitig
vermehrt auf die
Sorgen und
Bedürfnisse der
Familien
einzugehen. Die
Mitte-Links-Partei
habe mit der
größten politischen
Erneuerung
begonnen, die jemals
in Italien
durchgeführt
worden sei, sagte
Veltroni. 30 Prozent
der PD-Kandidaten
sei unter 40 Jahren
alt. 379
Kandidatinnen
treten um einen Sitz
im neuen Parlament
an. 
Foto: APA/epa/
Alessandro Di Meo

Studie der EU-Kommission enthüllt:
Frauen in der Politik unterrepräsentiert
Brüssel (APA)
– Frauen sind
in der Politik
immer noch
deutlich un-
terrepräsen -
tiert. Deshalb
sollen nach
Auffassung
von EU-Kom-
missar Vladi -
mir Spidla (Foto) 2009 die
Frauen mindestens einen der
drei Spitzenposten in der EU
bekommen. Die EU bestimmt
nach der Europa-Wahl im
Sommer 2009 eine neue Spitze
von Parlament, Kommission
und Europöäischen Rat.

Weltweit erreichen nur 20
Länder in ihren Parlamenten
einen Frauenanteil von über 30
Prozent, zehn davon liegen in
der EU. Auch Österreich kann
auf einen Frauenanteil im Par-
lament von knapp einem Drit-
tel verweisen, zeigt eine Studie
der EU-Kommission. Mit einer
Parlamentarierinnenquote von
32 Prozent liegt Österreich mit
Deutschland gleichauf.

Schweden Spitzenreiter

Damit belegt Österreich ge-
meinsam mit Deutschland in-
nerhalb der EU Platz sieben.
Deutlich mehr Frauen können
Finnland (42 Prozent), die Nie-
derlande (39 Prozent), Däne-
mark (37 Prozent), Spanien (36
Prozent) und Belgien (35 Pro-
zent) vorweisen.

Spitzenreiter ist Schweden,
wo mit 47 Prozent fast die Hälf-
te der Abgeordneten weiblich
ist. Im Schnitt fanden sich im
Jahr 2007 EU-weit 24 Prozent
Frauen in den nationalen Par-
lamenten – zehn Jahre früher
waren es lediglich 16 Prozent.

Innerhalb der EU klafft die
Schere in Sachen Frauen und
Politik weit auseinander.
Schlusslicht ist mit neun Pro-
zent Malta, das damit ebenso
viele weibliche Abgeordnete
stellt wie die Türkei. In Summe
gibt es sieben EU-Mitglied-
staaten, in denen Frauen im
Parlament weniger als 15 Pro-
zent ausmachen. Darunter fin-
den sich Tschechien, Irland,
Zypern, Slowenien, Ungarn
und Rumänien.

Österreich hatte bisher kein
weibliches Staatsoberhaupt,
wird im Bericht der Kommis-
sion aber dennoch als lobendes
Beispiel herangezogen: Als er-
stes Land der Welt wurde in der
Ersten Republik, nämlich
1927/28 und 1932, eine Frau
Präsidentin eines Parlaments -
und zwar im Bundesrat die
Steirerin Olga Rudel-Zeynek.

Das Europäische Parlament
wird mit Hans-Gert Pöttering
von einem Mann geleitet. Auch
neun seiner elf Vorgänger seit
den ersten Direktwahlen im
Jahr 1979 waren Männer. Beide
bisherigen Präsidentinnen ka-
men aus Frankreich: Simone
Veil (1979–1982) und Nicole
Fontaine (1999–2002). APA/epa 
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Sorbisch ist „existentiell bedroht“
Ursache liegt in Unterfinanzierung durch Deutschland, Brandenburg und Sachsen 

Bautzen (gp) – Lange haben sie
zugeschaut, gestern haben sie
gehandelt: Die Lausitzer Sor-
ben haben nämlich in Berlin
der internationalen Medien-
welt ein Memorandum vorge-
stellt, in dem sie auf die „un-
tragbare Situation ihrer Volks-
gruppe“ aufmerksam machen.

Ihre Spra-
che, das Sor-
bische, ist
nämlich „exi-
stentiell be-
droht“. Eine
der Ursachen
dafür ist die
„zunehmende
Unterfinan -
zierung der
sorbischen Sprach- und Kul-
turlandschaft durch die deut-
sche Bundesregierung sowie
durch die deutschen Bundes-
länder Brandenburg und Sach-
sen“, beklagen Jan Nuck, der
Vorsitzende der Domowina
(Dachverband der Sorben), so-
wie Benedikt Dyrlich, der Vor-
sitzende des Sorbischen Künst-
lerbundes und Chefredakteur
der sorbischen Tageszeitung
„Serbske Nowiny“.

Der Bund und die Länder
Sachsen und Brandenburg
streiten seit Jahren, wer für die
Finanzierung der Stiftung für
das sorbische Volk zuständig
ist, obwohl diese Stiftung von
ihnen 1991 errichtet wurde, um
„einzigartige sorbische Kul-

tur-, Bildungs- und Wissen-
schaftseinrichtungen zu erhal-
ten“ zu erhalten.

Wegen der rückläufigen Fi-
nanzierung ist nun die Erfül-
lung der „allernotwendigsten
sprachlichen, kulturelllen und
wissenschaftlichen Aufgaben
und so die Zukunft des sor-
bischen Volkes bedroht“, heißt
es im Memorandum. Die Stif-
tung verfüge für 2008 bei wei-
tem nicht mehr über die Mittel
(mindestens 16,4 Mio. Euro
bräuchte es), um ihrem Zweck
gerecht zu werden.

„In größter Sorge um die sor-
bische nationale Substanz“ ru-
fen die Sorben ihre Kultur- und
Wissenschaftseinrichtungen,
ihre Vereine und ihre Sympa-
thisanten die Verantwortlichen
der Bundesrepublik Deutsch-
land sowie die Bundesländer
Sachsen und Brandenburg auf,
„die Tätigkeit der Stiftung für
das sorbische Volk durch eine
angemessene, langfristig fest-
geschriebene Förderung, wel-
che auch einen alljährlichen
Teuerungsausgleich vorsieht,
zu gewährleisten“.

„Wir rufen die deutsche und
die internationale Öffentlich-
keit auf, sich bei der Bundes-
regierung einzusetzen, dass die
Stiftung ihre Arbeit zum Wohle
der autochthonen Minderheit
in der Lausitz auch künftig
wahrnehmen kann“, heißt es
im Memorandum.

Die Sorben sind ein autoch-
tones Volk, das von Deutsch-
land anerkannt ist und An-
spruch auf Schutz und För-

derung seiner Identität hat. Als
westslawisches Volk leben die
Sorben seit 1400 Jahren auf
Bundesrepublik-Gebiet. Foto: „D“

Mutmaßlicher Anschlag auf
Armee-Rekrutierungsbüro in New York

New York (APA/Reuters) - Bei
einem mutmaßlichen Anschlag
auf ein Rekrutierungsbüro der
US-Armee ist am Times Squa-
re in New York geringer Sach-
schaden entstanden. Die Po-
lizei sprach von einer Explo-
sion, bei der die Eingangstür
des Zentrums beschädigt wor-
den sei. Die Umgebung werde
von Experten abgesucht.

Die TV-Station NY1 berich-
tete, es habe sich um einen klei-
nen Sprengsatz oder eine
Brandbombe gehandelt. Der
Sprengkörper sei auf das ein-
stöckige Gebäude geworfen
worden und habe ein kleines
Loch in ein Fenster gerissen.

Bei dem Vorfall wurde Po-

lizeiangaben zufolge niemand
verletzt. Er ereignete sich am
frühen Morgen und damit noch
vor der Öffnung der meisten
Geschäfte an dem Platz, der
tagsüber einer der belebtesten
weltweit ist. Das Gebäude des
Rekrutierungsbüros liegt auf
der Verkehrsinsel zwischen
Broadway und Seventh Ave-
nue.

Die Polizei sperrte die
Straßen rund um den Platz
zwischen der 42. und 44. Straße
ab. Sie erklärte, die Sperrun-
gen würden bis zum Abschluss
der Ermittlungen aufrecht er-
halten. Die U-Bahn fuhr unter
dem Platz ohne Einschränkun-
gen. Foto: Reuters

Frauen im Parlament – EU-Vergleich
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